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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 18.02.2015
FLAVIA CARONI

Chronique générale

Politique sociale
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Assurance-maladie

Im Februar 2015 legte der Bundesrat seine Botschaft flir eine Teilrevision des
Krankenpflegeversicherungsgesetzes betreffend der Steuerung des ambulanten
Bereichs vor. Ziel ist eine dauerhafte Lésung des Problems des Uberangebotes von
spezialisierten Arztinnen und Arzten in gewissen Regionen. Damit soll einerseits die
Qualitat der Gesundheitsversorgung gewéhrleistet, andererseits der Kostenanstieg in
der obligatorischen Krankenversicherung abgeschwacht werden. Die per Ende Juni
2016 auslaufende temporare Zulassungsbeschrankung fur ambulante Leistungserbringer
wird dadurch abgeldst. Herausstechendes Merkmal der Vorlage ist, dass sie die
Verantwortung ganzlich in die Hande der Kantone legt: Diese erhalten die Moglichkeit
zur Einschrankung der Zulassungen, sind dazu jedoch nicht verpflichtet. Als ,so
foderalistisch wie moglich" bezeichnete Bundesrat Berset den Vorschlag, mit dem auch
der scharfen Kritik Rechnung getragen wurde, welche die Kantone in der
Vernehmlassung gegenlber dem urspriinglichen Entwurf gedussert hatten. Die dort
vorgesehenen Interventionsméglichkeiten des Bundesrates bei den Tarifen sahen sie als
Eingriff in die auf diesem Gebiet herrschende Kantonsautonomie. Die Vorlage soll nicht
bloss der Verhinderung von Uberversorgung mit medizinischen Leistungen dienen:
Bereits heute verflugen viele Kantone Uber Férdermassnahmen zur Ansiedelung von
Arztinnen und Arzten in Gemeinden, in denen eine Unterversorgung herrscht. Diese
Massnahmen sollen durch die Revision eine rechtliche Grundlage erhalten. Beide
Interventionsarten sollen die Kantone nicht alleine beschliessen kénnen. Sie sind zur
Konsultation einer aus Vertretungen der betroffenen Kreise zusammengesetzten
Kommission  verpflichtet, welche Versicherte, Leistungserbringerinnen und
Krankenversicherer umfasst. Weil sowohl die Vertragsfreiheit als auch eine
Beschneidung der freien Arztwahl bisher immer am Widerstand des Parlaments oder
der Stimmbevdlkerung gescheitert waren, erachtete der Bundesrat seinen Vorschlag als
beste Losung - sie sei somit mehrheitsfahig. Nichtsdestotrotz formierte sich bereits
Widerstand auf burgerlicher Seite, wo die Aufhebung der Vertragspflicht bevorzugt
wirde, und bei den Arztinnen und Arzten, welche einen Arztemangel und einen
erschwerten Berufseinstieg beflrchteten. '

1) BBI, 2015, S. 2317 ff.; AZ, BaZ, CdT, LZ, NZZ, TA, 19.2.15
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